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Baurecht. Bei Maßnahmen zur
Infrastruktur haben Nachbarn
regelmäßig keinen Anspruch auf
Ausgleich. Sie müssen sich auf die
Planfeststellung konzentrieren.

LG Dresden, Urteil vom 12. Mai 2023,
Az. 4 O 2888/21

Kein Anspruch bei Schäden
durch Infrastrukturprojekte
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DER FALL

An einer denkmalgeschützten Gründer-
zeitvilla entstanden umfangreiche Risse.
Diese sollen durch die über einen Zeit-
raum von rund zwei Jahren ausgeführten
Straßenbauarbeiten auf dem Nachbar-
grundstück entstanden sein. Dabei sei es
zu umfangreichen Erschütterungen ge-
kommen, die auf Erdarbeiten und das

Befahren der Straße mit schweren Fahr-
zeugen zurückzuführen seien. Die Eigen-
tümerin der Villa fordert von der Eigentü-
merin des Nachbargrundstücks, die auch
Trägerin der Straßenbaulast ist, und von
der ausführenden Firma die Kosten für
eine Sanierung ihres Gebäudes.
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DIE FOLGEN

Das LG Dresden weist die Klage ab. Der
nachbarrechtliche Ausgleichsanspruch
sei bei Vorhaben im Planfeststellungsver-
fahren nicht anwendbar. Der nachbar-
rechtliche Ausgleichsanspruch führt nach
der Rechtsprechung des BGH in bestimm-
tenFällen zu einer verschuldensunabhän-
gigen Haftung des Grundstücksnachbarn.
Dagegen wird in einem Planfeststellungs-
verfahren dem Nachbarschutz dadurch
Genüge getan, dass die Planfeststellungs-
behörde sich mit eventuell erforderlichen
Maßnahmen zum Schutz benachbarter
Grundstücke auseinanderzusetzen hat.
Schutzmaßnahmen oder eine Entschädi-
gung sind von Gesetzes wegen anzuord-

nen, wenn unzumutbare Beeinträchti-
gungen der Nachbarn zu erwarten sind.
Das Gericht weist darauf hin, dass die
betroffene Eigentümerin in einem förmli-
chen Verwaltungsverfahren und notfalls
vor dem Verwaltungsgericht gegen die
Baumaßnahme hätte vorgehen und eine
Entschädigung hätte verlangen können.
Dies gilt auch für Beeinträchtigungen, die
erst während der Baumaßnahme entste-
hen, mit denen bei der Planfeststellung
aber nicht zu rechnen war. Die Rechts-
behelfe des Betroffenen im verwaltungs-
rechtlichen Planfeststellungsverfahren
haben gegenüber dem zivilrechtlichen
Ausgleichsanspruch Vorrang.
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WAS IST ZU TUN?

Von Infrastrukturprojekten Betroffenen
ist zu raten, die Planunterlagen frühzeitig
zu prüfen. Sollten Schutzmaßnahmen
oder Entschädigungen im Planfeststel-
lungsverfahren nicht vorgesehen, Schä-
den aber absehbar sein, sollten Betroffene
sich rechtzeitig am Verfahren beteiligen
und dort ihre Einwendungen vorbringen.
Hierbei sind die im Planfeststellungsver-
fahren geltenden Fristen zu beachten. Die

Anwendung des nachbarrechtlichen
Ausgleichsanspruchs ist in solchen Fällen
ausgeschlossen. Ausnahmen bestehen
dann, wenn die im Planfeststellungs-
verfahren vorgesehenen Möglichkeiten
nicht ausreichen, um die Interessen von
Betroffenen angemessen zu schützen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt Dr. Hans-
Christian Hauck von
Hauck Schuchardt

Quelle: Hauck Schuchardt

Mietrecht. Eine Staffelmiete ist mit
einer Indexklausel kombinierbar. Die
Miete sollte sich aber nach oben wie
nach unten bewegen können.

OLG Brandenburg, Urteil vom 27. Juni 2023,
Az. 3 U 88/22

„Floatet“ die Staffelmiete, ist auch
eine Indexklausel möglich
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DER FALL

Ein gewerblicher Mietvertrag wurde auf
zehn Jahre fest abgeschlossenmit vierma-
liger Verlängerungsoption, die der Mieter
nutzte. Für die ersten vier Jahre war die
Miete gestaffelt. Ferner war eine Index-
klausel vereinbart, die Ende des dritten
Mietjahrs beginnen sollte. Festgelegt war,
dass beide Parteien die Miethöhe verhan-
deln, falls sich der Lebenshaltungsindex
im Vergleich zum Stand von Mai 2004 um

mehr als 10% ändert. Der Vermieter
wandte im September 2020 die Indexver-
einbarung an und verlangte eine Mieter-
höhung um 23,3%. Der Mieter lehnte ab.
Der Vermieter holte daraufhin, wie in der
Indexklausel vereinbart, ein Schiedsgut-
achten ein. Ausweislich dessen war die
Erhöhungmöglich und gerechtfertigt. Der
Vermieter klagte die höhere Miete erfolg-
reich ein. Der Mieter ging in Berufung.
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DIE FOLGEN

Er hatte damit keinen Erfolg. Die Wert-
sicherungsklausel ist nicht wegen einer
unzulässigen Kombination von Staffel-
und Indexmiete unwirksam. Die Kombi-
nation wird zwar für unwirksam gehalten,
wenn durch die zeitgleich zur Indexierung
wirksam werdende Staffelmiete ein
„Floaten“ unmöglich ist, also eine Anpas-
sung nach oben und nach unten entspre-
chend der Indexveränderung dauerhaft
ausbleiben muss. Die vorliegende Klau-
selkombination führt jedoch nicht dazu,
dass nur eine Mieterhöhung eintreten

kann. Erst zu einem Zeitpunkt nach Wirk-
samwerden der letzten Staffelmieterhö-
hung setze die Indexierung ein. EineMiet-
änderung aufgrund einer Indexverände-
rung konnte erst aufgrund weitergehen-
der Vertragsverhandlungen eintreten und
damit zwingend nicht schon unmittelbar.
Dadurch war nach Eintritt der letzten
Mietstaffel bei entsprechenden Indexver-
änderungen sowohl eine Absenkung als
auch eine weitere Erhöhung der Miete
möglich.
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WAS IST ZU TUN?

Wenn Staffelmiete und Indexklausel mit-
einander kombiniert werden, ist darauf zu
achten, dass ein Floaten der Miete
gewährleistet wird, also auch ein indexbe-
dingtes Absinken möglich ist und nicht
allein eine Erhöhung der Miete eintreten
kann. Die Frage der Zulässigkeit einer
Kombination ist noch nicht höchstrich-
terlich geklärt. Daher sollten sich Staffel-
mieterhöhungen und Indexveränderun-
gen zeitlich nicht überschneiden, um das

Risiko der Unwirksamkeit einer solchen
Kombination gering zu halten. Die
Indexierung sollte erst nach der letzten
Staffelmieterhöhung beginnen. Mit den
stark gestiegenen Lebenshaltungskosten
im Frühjahr 2022 wurden in der Folge
viele Indexerhöhungen durchgeführt.
Es ist daher damit zu rechnen, dass wei-
tere Urteile zu ähnlichen Fällen folgen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Sabine Sievers von
Oberthür & Partner

Quelle: O&P

Öffentliches Recht. Der Wertausgleich
für Grundstücke setzt bei Sanierungen
ein Gutachten voraus. Damit können
Kommunen externe Sachverständige
beauftragen.

OVG Hamburg, Beschluss vom 10. März 2023,
Az. 2 Bs 32/23

Den Ausgleichsbetrag
berechnen Sachverständige
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DER FALL

Die Antragstellerin wendete sich gegen
die sofortige Vollziehbarkeit der Festset-
zung eines Ausgleichsbetrags durch die
Gemeinde. Das Grundstück liegt in einem
Sanierungsgebiet. Die Sanierungsträgerin
führte dort städtebauliche Maßnahmen
durch. Zuvor wurde die Geschäftsstelle
des Gutachterausschusses für Grund-
stückswerte mit einem Wertermittlungs-

verfahren über sanierungsbedingte Bo-
denwerterhöhungen beauftragt, weil der
Gemeinde eigenes, geeignetes Personal
für diese Aufgabe fehlte. Auf der Grund-
lage desWertermittlungsverfahrens setzte
die Kommune die Ausgleichsbeträge fest.
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DIE FOLGEN

Das Hamburgische OVG entschied, dass
die Gemeinde zur rechtmäßigen Wahr-
nehmung des ihr zustehenden Werter-
mittlungsspielraums ein Gutachten zur
Bestimmung der sanierungsbedingten
Bodenwertsteigerung einholen muss. Im
Rahmen des ihr zustehenden Verfahrens-
ermessens kann sie auf denGutachteraus-
schuss oder auf externe Sachverständige
zurückgreifen. Es obliegt der Kommune,
den Ausgleichsbetrag zu ermitteln und
festzusetzen. Zur Höhe bestimmt § 154
Abs. 1 BauGB, dass diese sich aus der
durch die Sanierung bedingten Erhöhung
des Bodenwerts ergibt. Diese berechnet
sich aus dem Unterschied zwischen dem
Wert, der entstünde, wenn eine Sanierung

nicht durchgeführt worden wäre, und
dem Wert, der aus der Neuordnung des
Sanierungsgebiets resultiert. Die Ge-
meinde hat einen Ermittlungsspielraum.
Werden Anfangs- und Endwert nicht auf
Grundlage einer tauglichen sachverstän-
digen Grundlage ermittelt, ist die Aus-
übung des Spielraums rechtswidrig. Im
vorliegenden Fall wandte sich die
Gemeinde an die Geschäftsstelle des
Gutachterausschusses. Dabei handelt es
sich lediglich um ein unselbstständiges
Organ, welches nach Auffassung des OVG
nicht über die erforderliche Sachkunde,
Erfahrung und Unvoreingenommenheit
verfügt.
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WAS IST ZU TUN?

Bei Bescheiden, in denen Ausgleichs-
beiträge für Grundstücke in Sanierungs-
gebieten festgesetzt werden, ist zu
prüfen, ob die Wertermittlung korrekt
stattgefunden hat. Der Anfangs- und der
Endwert müssen vom Gutachteraus-
schuss (nicht der Geschäftsstelle) oder
einem externen Sachverständigen ermit-

telt worden sein. Sollte der Bescheid sofort
vollziehbar sein, ist ein Eilverfahren durch-
zuführen, da Widersprüche regelmäßig
keine aufschiebende Wirkung entfalten.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax
Quelle: Euprax

Steuerrecht. Die Schenkung eines
Grundstücks kann steuerpflichtig sein,
wenn die Immobilie an Dritte vermietet
wird.

BFH, Urteil vom 10. Mai 2023,
Az. II R 21/21

Das Vermieten eines Grundstücks
kann Schenkungsteuer auslösen
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DER FALL

Streitig war die Besteuerung einer Schen-
kung. Gegenstand war die unentgeltliche
Übertragung eines 25%igen Kommandit-
anteils. Zum Betriebsvermögen gehörte
ein Grundstück, welches langfristig an die
Komplementärin vermietet war. An dieser
Gesellschaft waren die Schenker zu
jeweils 50% beteiligt. Die Komplementä-
rin vermietete das Grundstück weiter an
einen fremden Dritten. Der Mieter beauf-
tragte die Komplementärin mit der Lager-
bewirtschaftung des Grundstücks. Die

Schenker gingen infolgedessendavon aus,
dass das Grundstück kein schädliches
Verwaltungsvermögen darstellte und die
Übertragung des Anteils somit keine
Schenkungsteuer auslöste. Das Finanz-
amt war jedoch anderer Auffassung und
versagte die Steuerbefreiung für Betriebs-
vermögen.
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DIE FOLGEN

Der BFH schloss sich der Auffassung des
Finanzamts an und hielt die Besteuerung
der Schenkung für rechtens. Die Weiter-
überlassung des Grundstücks von der
Komplementärin an einen fremden Drit-
ten sei steuerschädlich. Von einer einheit-
lichen gewerblichen Tätigkeit bei der
Vermietung des Grundstücks und dem
Vertrag über die Lagerhaltung könne
nicht ausgegangen werden. Die Voraus-

setzungen für eine steuerunschädliche
Nutzungsüberlassung an Dritte seien
damit nicht gegeben. Die Schenkung sei
daher steuerpflichtig, weil das Betriebs-
vermögen der Gesellschaftsbeteiligung zu
mehr als 50% aus Verwaltungsvermögen
bestand.
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WAS IST ZU TUN?

DiebloßeVermietungdesGrundstücks an
die Komplementärin wäre aus schen-
kungsteuerlicher Sicht unproblematisch
gewesen, solange die Schenker sowohl
im überlassenden Betrieb als auch im
nutzenden Betrieb ihren Betätigungswil-
len durchsetzen können und diese
Rechtsstellung auf denBeschenkten über-
geht. Problematisch war jedoch die
Weitervermietung des Grundstücks. Für
die Steuerbefreiung wäre erforderlich
gewesen, Miet- und Lagerbewirtschaf-

tungsvertrag so eng miteinander zu
verknüpfen, dass aufgrund eines einheit-
lich erbrachten Bündels an gewerblichen
Leistungen von einer gewerblichen Nut-
zungsüberlassung auszugehen ist. Im
Streitfall sprach jedoch die Möglichkeit
der isolierten Inanspruchnahme der
Überlassung des Grundstücks für das Vor-
liegen von Verwaltungsvermögen. Dies
führte zur Versagung der Steuerbefreiung.

(redigiert von Monika Hillemacher)

„Vorgelesen vom Notar, von den Beteilig-
ten genehmigt und eigenhändig unter-
schrieben.“ Mit diesem Abschlussvermerk
endet üblicherweise jede Kaufvertrags-
urkunde. Und mit der Unterschrift des
Notars endet aus Sicht der Beteiligten oft
auch dessen Arbeit. Aber ein ganz wichti-
ger Teil beginnt erst jetzt, nämlich der
Vollzug der Urkunde.

Der Käufer eines Hauses oder einer
Wohnung ist eben erst dann Eigentümer,
wenn er im Grundbuch eingetragen
wurde. Dafür bedarf es der Vornahme
zahlreicher Vollzugsschritte, die – für die
Beteiligten meist nicht sichtbar – vom
Notar erledigt werden.

So holt er zunächst die Genehmigun-
gen von beim Termin nicht anwesenden
Beteiligten ein. Er befragt außerdem die
Städte und Gemeinden, aber auch die
Landratsämter, ob öffentlich-rechtliche
Vorkaufsrechte zum Beispiel nach dem
Baugesetzbuch oder dem Naturschutzge-
setz bestehen und ausgeübt werden, und
holt auch die erforderlichen öffentlich-
rechtlichen Genehmigungen, beispiels-
weise nach dem Grundstücksverkehrsge-
setz bei landwirtschaftlichen Flächen, ein.

In aller Regel beantragt der Notar da-
rüber hinaus die Eintragung einer Auflas-
sungsvormerkung für den Käufer im
Grundbuch. Dadurch ist der Käufer auch
im Zeitraum zwischen der Zahlung des
Kaufpreises und seiner Eintragung als
neuer Eigentümer im Grundbuch hinrei-
chend geschützt.

Sind am Verkaufsobjekt noch Belas-
tungen eingetragen, beispielsweise
Grundschulden, holt der Notar bei der
Bank die Löschungsunterlagen ein. Ist
noch ein Darlehen ausstehend, übersen-
det die Bank dem Notar die Unterlagen
mit der Auflage, dass die Löschung der
Grundschuld erst erfolgen darf, wenn die
Bank dem Notar die Zahlung des noch
offenen Betrags bestätigt hat. Der Käufer
wird dann vomNotar entsprechend infor-
miert, dass er diesen Kaufpreisteil an die
Bank zahlen muss.

Wenn alle diese Arbeitsschritte erfolg-
reich verlaufen sind, ist die Zahlung des
Kaufpreises für den Käufer sicher. Der
Notar teilt dem Käufer die Fälligkeit des
Kaufpreises mit.

Und auch der Fiskus will sichergehen,
dass die Grunderwerbsteuer gezahlt wird.
Zu diesem Zweck schickt der Notar dem
Finanzamt eine Abschrift des Kauf-
vertrags und zeigt den Veräußerungsvor-
gang unter Verwendung der entsprechen-
den Formulare an.

Erst jetzt kannderKaufvertrag endgül-
tig vollzogen werden: Es liegen demNotar
alle im Einzelfall erforderlichen Erklärun-
gen vor, derVerkäufer hat die Zahlungdes
Kaufpreises bestätigt, und die Grunder-
werbsteuer wurde vom Käufer bezahlt.
Der Notar kann die Kaufvertragsurkunde
nunmehr dem Grundbuchamt zur Eigen-
tumsumschreibung vorlegen und der
Käufer wird als neuer Eigentümer im
Grundbuch eingetragen.

Zum Abschluss noch ein paar Worte
zum Thema Digitalisierung. Während
sich bis vor kurzemdiese Vollzugstätigkei-
ten noch ausschließlich in Papierform
abspielten, erfolgt die Kommunikation
mit den Grundbuchämtern mittlerweile
in weiten Teilen Deutschlands rein elek-
tronisch.

Im Rahmen dieses elektronischen
Rechtsverkehrs in Grundbuchsachen
übermittelt der Notar neben einer elektro-
nischen Abschrift der Urkunde zugleich
strukturierte Daten. Diese Daten können
die Grundbuchämter effizient und
arbeitssparend direkt in ihre EDV über-
nehmen.

Und auch die Kommunikation mit
den Kommunen, Landratsämtern und
Finanzämtern soll in den kommenden
Jahren in gleicher Weise digitalisiert wer-
den, sodass Immobilientransaktionen im
Interesse der Beteiligten noch schneller
und effizienter abgewickelt werden kön-
nen. (redigiert von Monika Hillemacher)

Folge 10: Der Vollzug des
Kaufvertrags

Notar:innen berichten in dieser
regelmäßig erscheinenden Kolumne
aus ihrer Praxis.

BLICK INS
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Johannes Attenberger,
Notar in Vilseck


